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WIENERLANDTAG
Sitzungvom18 .Muli1928

PräsidentZimmerleröffnetum1615UhrdieSitzung,worauf
AbgeordneterLinderüberdasLandesgesetzüberdieStrassenpoli-¬

zei ,soweit sie sich nicht auf Bundesstrassen bezieht ,referiert .Inder
letzten SitzungdesWienerLandtageswurdenfünfGesetzebeschlossen,
dieunterArtikel12desBundesverfassungsgesetzesfallen .Einesolche
Angelegenheitist auchdiederStrassenpolizeiaufanderenalsBundes-¬
strassen .Derzeitkommenfür diesesVerwaltungsgebietnebendenlokalpo-¬
lizeilichen Magistratskundmachungennach§ 77und§ 111derGemeinde-¬
verfassungVerordnungenderPolizeibehörde ,insbesonderediedogenannte
Fahr- undGehordnungvomJahre1912mitihrenNachträgeninBetracht.
DieseVerordnungentretenalsVerordnungeneinerBundesbehördemit30.
September1928ausserKraft .Esist dahernotwendig,ebensowieaufden
eingangserwähntenVerwaltungsgebieteneinLandesersatzgesetzzuerlas-¬
senfürdenFall ,dassbiszum. Oktober1928keineRegelungnachArti-¬
kel12undArtikel15 ,Absatz2,inKrafttritt .DasGesetzentspricht
zumgrösstenTeildenbereitseingebrachtenGrundsatzgesetzentwurf,des-¬
senSchemaundeinzelneBestimmungenesübernommenhat .DasLandesgesetz
bestimmtalsVollziehungsorganersteyInstanzdenMagistrat.Essoll
abermitRücksichtaufdiebesonderenVerhältnissederStrassenpolizei
dieserDienstnocheinebestimmteZeitdurchSicherheitsorganederBun-¬
despolizeiversehenwerden .AlsBundesstrassenkommenin WieninBetracht
dieSimmeringerHauptstrassebiszurGemeindegrenze,dieMariahilferstras
sevomKaffeeWestendzwischenderKaiserstrasseunddeminnerenNeu¬
baugürtelbis zurLinzerstrasse ,dieLinzerstrassevonderMariahilfer-¬
strassebis zurGemeindegrenze,dieLaxenburgerstrassevomSüdtiroler-¬
platzbiszurGemeindegrenze ,dieTriesterstrassevomSüdbahnviadukt
ebenfallsbis zurGemeindegrenze,dieWagramerstrassevonderstadtseie
tigenBrückenwagebiszurAderklazerstrasse ,dieFloridsdorferstrasse
undBrünnerstrassevonderBrückebiszurGemeindegrenzeundschliess-¬
lichdiePragerstrassevomSpitzbisebenfallszurGemeindegrenze.Als
eigentlicheBundesstrassegilt aufdiesenStrassennurdieHauptfahrbahn

Abg.Kunschakbemerkt,beidiesemGesetzentwürffalleeinen

GesetzeinProvisoriumgeschaffenwerdensoll ,damitinderHabdhabung1
derVerkehrspolizeikeineUnterbrechungeintritt ,ist dasGesetzge-¬
rechtfertigt.AberdasGesetzwillmehr.Eswillnunmehrfestlegen,dass
dieBundespolizeinurnochfüreinebestimmteZeitdieDienstederVer-¬
kehrspolizeiin WienversehenunddassnachAblaufdiesesZeitraumes
andieStellederBundespolizeieinestädtischeVerkehrspolizeitreteh
soll .DieMehrheitberuftsichaufdieBestimmungenderVerfassungunfa
aufdenSpruchdesVerfassungsgerichtshofes.DerSpruchdesVerfassungs.
gerichtshofeslöstdieFragekeineswegsentscheidend.DerSpruchstellt
lediglichfest ,dassdieBundespolizeinichsberechtigtist ,vom. Oktot
berandieDienstederVerkehrspolizeiaufdenStrassenvonWienzuver-¬
sehen. EsbleibtaberdieFrageoffen ,werandieStellederBundespo-¬
lizeizutretenhat .DeshalbweildieBundespolizeidazunichtbefugt
seinsoll ,istnochlangenichtausgeprochen,dassdieVerkehrspolizei
durcheinvonderGemeindezuschaffendesOrganwirdgesorgtwerdenmüs-¬
sen .UnddassetwaeinsolcherZustanddenBestimmungenderVerfassung

Spruchentspricht.InWirklichkkitistder derVerfassungsgerichtshofes
eineAnweisungandasOrakelvonDelphi.AuchdieSchaffungeinesWie-¬
nerLandesgesetzeswirdalsodieFragemichtlösen,DennaufdiesemGe-¬
bietekanneineEntscheidungunterAusschaltungderBundesgesetzgebung
nicht getroffen werdenDasmüsstedie WienerGemeindeverwaltungzur
Vorsichtmahnen.Esist ohneweitereszuzugeben,dassdieVerfassungin
diesemBelangeunvollkommenIst .WennallenParteiendieVerfassungsmäs -¬21 .85 .
sigkeitalsoberstesZielvorschwebenwürde,müsstevonallenversucht
werden,dieKlärungderrechtlichenBestimmungendurchdenNationalrat
herbeiführenzulassen.AberbeidiesemAnlass,darübernachzudenken ,
wiemanwegenUnzulänglichkeitderbetreffendenBestimmungenderVer-¬
fassungeinSchnippchenschlagenjkann,istderVolksvertreterunwürdig.
MitallenjuridischenSchlichemundFinessenwirdkeinVorteilherausge-¬
schlagen werdenweder für die Bevölkerungnoch für die Stadt undauch

nichteinmalfüreinepolitischenPartei.Wirmeinen,dassdasGesetz
derBundesverfassungwiderspricht,dahermüssenwiresmitscharfer
BetonungunseresStandpunktesablehnen.AberauchnachdenGrundsätzen
derVernunftmussmansichfragenwasmitderErrichtungeinereigenend aue
städtischenVerkehrspolizeierreichtwerdensoll. EssolleinFusstritt
gegendieWienerPolåzeisein .AberderFusstrittkannsichhöchstens
darinäussern,dassdieWienerStadtverwaltungaufdiesemGebietdiedamitMitwirkungderBundespolizeiablehnt —dieWienerOeffentlichkeiten
einensolchenVorgangalsdiffamierendfürdieBundespolizeibetrachtet.
DasisteinsehrmagererErfolg,andempolitischgereifteMännerkeinen
Gefallenfindenkönnen .Dassder WienerStadtverwaltungdieBundespo-¬
lizeinichtgefällt,istja zurnGenügebekannt.DafürhabenSieaufdie
verschiedensteArtgesorgt, durchKundgebungenhierundausserhalb
desSaales ,wobeiSieoftauchdieGrenzendesgesellschaftlichenAn¬
standesüberschrittenhaben .DieentscheidendeFrageist ,wasfürdie
BevölkerungundfürdenVerkehrinWiendabeiherauskommt .FürdieBevöl-¬
kerungundfürdenVerkehrergibtsichkeinVorteil.Aberauchdienume¬
rischeKraftderBundespolizeiwerdenSienichtschwächen.Dennbisher
warjedesOrganderSichergeitspolizeizugleichOrganderVerkehrspo¬
lizei .Auchin ZukunftwirddieSicherheitspolizeiihreFunktionenaus¬
füllenmüssen,derSicherheitspostenwirddortstehen ,woer heuteist .
EswirdalsoauchwennSiediestädtischeVerkehrspolizeiaufstellen,
nichtumeinenMarm/PolizistenwenigeraufdenStrassenWiensgeben.Stat
deseinenPöstenswerdennunmehrzweiPostenaufgestelltwerdenund
beimbestenEinvernehmenwerdendiebeidenOrganegegeneinanderkommen.

dasWienerWortein:GlücklicheLeuthabnzusowasZeit.SoweitdurfdasBasErgebniswirdeineVerächlechterungdesbisherigenZustandessein.
HierbewahrheitetsichdasWort,dassvomErhabenenzumLächerlichen
nureinSchrittist .InWiengibteseineReihevonBundesstrassen.Nun
wirdderBundespolizistnuraufderFahrbahn,nichtaberaufdemGeh
wegamtierendürfen.Daswirdsehrkomischwerden.Wennsichjemand
gegendieAnordnungenderstädtischenPolizeivergehenwird ,wirder
sichdannin denHoheitsbereichderBundespolizeiaufder Fahr¬
bahngegebenundumgekehrt(LebhafteHeiterkeitbeiderE . . )Uebrig
vondemganzenwirdnurbleiben ,dassnachdemderBranddirektorzum
GeneralderStadtschutzwacheernanntwordenist ,nunauchnochjemand
zumGeneralderVerlehrspolizeiernanntwerdenwirdunddassdieBevöl-¬
kerungdasallesmitSummenwirdbezahlenmüssen,dieimBudgetderGe-¬
meindeWienschoneineRollespielen.SoweitessichumdieBedürfnisse
derVerkejrspolizeihandelt,istdiesesGesetzeineUeberflüssigkeit,
diesichinihrerAuswirkungbiszurUnsinnigkeitsteigernmuss.(Leb¬
hafterBeifallbeider. . )



ZweiterBogn.
LandeshauptmannSeitzsAbg.KunschakhatmitRechtdie

Frageaufgeworfen,warumman,wenneineungeklärteVerfassungsfragevor¬
liege ,dieVerfassungnichtindieserBeziehungändert ,SchonanlässlichDegierungwirdessichnochlangeüberlegen,

indenletztenWochenüberzeugthabe,

ist . EswäreindenKompetenzartikenderVerfassungineinerjeden
ZweifelausschliessendenFormzusagen,wasrechtensist .ManwirdeineweilesderKönigsgedankeder
wenden:Dasweissmanja!Gewässundwirhandelndarnach.Ichbestreite
abernicht ,dasswiedereinmaljederTeilseineWahrheithatundeskann
ganzgutsein ,dassdieRegierungwiederzumVerfassungsgerichtshof
gehtDasisteinunsinnigerZustand,GewissmussjederStaateinenhächs-aufseinenRechten,
ten Gerichtshof haben ,der in strittigen Fmagenentscheidet - Aberdas der der Lænder politisch nicht kongenial ist ,würden auch die Länder
Wichtigsteistdoch,dassdieGesetzgebungzunächstsagt,wasRechtist,ürstbegrörfendusssidargirdassSiedielajorit
dasssieihrenWillenklarzumAusdruckbringt .Dazuist leiderdieder
zeitigeBundesregierungnichtzubringen,dennsiewirdimmeraufden
Standpunktstehen ,dassin einemParlamentdieZahlderMitgliederdes
Parlamentsgebrochendurch2pluss1zuentscheidenhat(LebhafteZu
stimmungbeiderMehrheit).Siewirdniemalszugeben,dassesauchande-¬
reRechtsauffassungenundandereInteressenimStaategebenkann,die
inFiwgendeinerFormberücksichtigtwerdenmüssen.Dassennevernünfti-¬
geGesetzgebungimmernureineResultierendevomwirtschaftlichenund
politischenMeinungenundInteressenseinkannniemalsaberdasErgeb¬
nis einesMachtkamp
fesderdurchdiematematischeFormel2I 1entschiedenwird.Darum
kommtmanindiesenFragen-¬ derVerfassungnichtweiter.
Esist denHerrenwirklichrecht dassmanimmeerst voneinemGe¬
richtshofentscheidenlässt wassein soll ,undes machtfast denEin¬

druckals gäbees Menschenin Oesterreich die die Republikinder
( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit )

Oeffentlichkeitdiskreditierenwollendienichtsagenwollen ,wasrech-¬
tensist um.UmmerwiederstreitenzukönnenumVerfassungsfragenoffen
zulassen ,undvieldeichtdieHoffnungzunähren ,dieVerfassungüber-¬
hauptkönneauchandersgestaltetwerden.VonalldenGrundsatzgesetzen,
dienachArtikel12derVerfassungzuerledigenwaren,zuderenErle-¬
digungman3JahreZeitgehabthat ,istnichtein
einzigeserledigtwordenabernichtetwadeshalbweildasParlament
mitderBeratungnichtfertiggewordenwäre.VoreinigenWochenhatman
indergrösstenJukihitzedieRegierungsvorlagenüberhaupterstmüh¬
seligbekommenkönnen.ImLandeWienhatmanindenbetreffendenFragen
durchdieLandesgesetzgebungVorsorgegetroffen.IndenanderenLändern
werdenam30 .SeptemberdiebetreffendenMaterielgesetzlichüberhaupthätte auch imParlamment
nichtgeregeltsein .Vernünftigerweisehätte/einStrassenpolizeigesetz

beschlasswerdensollen.AberindiesesGesetzwurdeeineBestimmung
aufgenommen,vonderjedervernünftigeMenschwissenmusste,dasssie
politischnichterträglichundrechtlichnichmöglichist .SohatmandasGesetzimParlamentaufsEisgelegt.DannlatderVerfassungsgericht
hofdiebekannteEntszheidunggetroffen:DurcführungheisstDurchführun
durchführenheisstabernichtdurchirgendjeandanderendurchführenWarlassen .DadasGesetzindervorgelegtenFornnichtmöglich,wäre

dåpverfasangswidrigeBestimmungesalsobernünftiggewesenheraussustreichönundimübrigenisGgsetzalsRahmengesetz

überdieStrassenpolizeizuverlautbaren.wäre.AberdieRegierung
behaupte,siehieß,dieerklärt ,dasssiekeinRahmengesetzmachtundichdas Rahmengesetzzumachen.

derVerfassungsänderungvon1925hättedieseFragegeregeltwerdenmus-Denntätesiees ,sowürdesiedadurchdieLanderindieLagebringen,
sen .Manhatesnichtgetan,weilGegensätzebestehen,die ,wieichmichdasihnennachArtikel12derVerfassungzukommendeRechtaufDurch¬

führungauszuüben.DaswilldieRegierungnicht .ManwilldieVerfassung
unuberbrückbarsindundweiljederVersuchdesLandesWien,mitdemnichtdurchführenundmansuchtüberallnachMitteln ,daszuverhindern.
BundindieserFragezueinervernünftigenLösungzukommen,beiderDiesemZustandgegenüberist vorallemdasLandWienineinerschwren
derzeitigenZusammensetzungderBundesregierungglatterdingsunmöglichLageweilhierzudemnatürlichenGegensatz,derzwischendemBundund

zweier grosser ParteiendenLändernbesteht,auchnochderpolitischeGegensatz/dazukommt.Unds82pel .
Regierung/ist,so-zusagen

einenDoppelbundesstaataufzurichten: imLandeWiendurchdieBundesre¬
gierungzentralistischregierenzulassenundin denLändernautonomis¬

besteb “tischzuregieren.Dasistnatürlichnichtmöglich.DasLandWienkäme„dieeineRegierungWenneinmal
Aberheute FriumphierenSie darüberdass Sie die Majorität imNational
rat haben .Die grosse und
mächtigechristlichsozialePartei
istheuteglücklichdarüber,dassihrdieStimmenvoneinigenLeuten,
hinterdenenniemandstehtunddieStimmeneinigerDemagogenzuHilfe

kommen,mitdenensieinOesterreichregierenkann,anstatteineVerbin-¬
dungzwischenallenschaffendenKräftenherzustellen.Dashiessedurch
ausnichtetwaeineKoalitionsregierung-ichwäreheuteein Gegnerdiesse
Idee - ,esgibtauchandereFormenfür einvernünftigesZusammenwirken.
Dassonderbareist heute ,dassxdieChristlichsozimlentrotz IhrerStär
kefastohmmächtigsindunddasseinigeHerrenvomLandbundunddon
denGrossdeutschenentscheiden(LebhafteZustimmungbeidenSozialdemo
kraten ) .UnterdiesenVerhältnissenbleibt demLandWiennichtsanderes
übrig ,als sein Hauszu bestellen AlleGesetze
diewirjeezsbeschliessenhabennurdenZweckunsereSacheinOrg
nunzubringenundsie dauernnursolange ,bisdieGrundsatzgesetze
desBundesdurchgeführtsind ,dannwerdensieentsprechendgeändert
werdenmüssen.Abg.KunschakwirftdieFrageauf ,warumdieVerkehrspo
lizeivonderBundespolizeigetrenntwirdAusdemselbenGrundewarum
mandieSanitätspolizei,dieMarktpolwzeimdieGewerbepolizeiimmerSelbst
vonder Bundespolizeigetrennthat/Wennheutedie ganzePolizeiin
die KompetenzdesMagistratesfiele ,würdesich auchdieNotwendigkei
ergebendieVerkehrspolizeivondenübrigenPolizeiagendenzutren-¬
nenundeigeneverkehrspolizeilicheOrganeaufzustellen ,Geradedas
Beispiel ,das Abg .Kunschakanführt ,zeigt wie nåtwendigeinesolche

Trennungist .Ersagt ,wennirgendwoeinUnglückgeschieht,gehtman
zurnächstenStrassenkreuzungnundholtdenSicherheitswachmann.Das
geschiehtwirklich .Wennes irgendoeinenBetrunkenengibt,renntdas
Sicherheitsorgan ,dasdenVerkehrzuregelnhätte ,davonunddiegan-¬
zeVerkehrsregelungwirdstille gelegt(LebhafterWiderspruchbei
derE . . ) Esist wirklichschwer,dassderSicherheitswachmannauch
die FunktionendesVerkehrsreglerserfüllt .WirbraucheneineSicher

heitswacheundwirbraucheneineVerkehrspolizei.DerVerkehrspolizist
hatdenVerkehrzuregelnunddarfsichunterkeinenUmständendavon
abbringenlassenundirgendwelcheandereFunktionenübernehmenIn
Zukunftwirdalsoin Wiendie VerkehrspolizeivonderselbenBehörde
gehanhabtwerden ,die die anderenpolizeilichenAgenden,wiedieSa
nitätspolizeiwiedieMarktpolizeidieGewerbepolizeiusw,ausübt,
nämlichvomMagistrat.DamitwirdauchdieMöglichkeitgeschaffen

dasssichdieseB,hördeganzaufdenVerkehrkonzentriers.Das
hiermanchesimArgenliegt ,wirdkeinWienerbestreiten .Abg .Kunschak

bat darin recht ,dass es ein Unsinnist ,dass dieKompetenz

B .



DritterBogen
Unsinn,dassderBundaufgewissenbenwerden.Esistwirklich

Strassenaus demTitel der Strassenerhaltungfür sich dåeKompetenz
auf Verkehrsregelungin Anspruchnimmt .DerUnsinngeht soweit ,dass

die Teilung gewisser Strassen in Bundes und Landes -bezwe
sogarGemeindestrassen eich/in der Längsrichtung der Strassen vollziehß so¬

Strassenbahngeleisendasszwischender
Bundesstrasse der andere TeilLandes¬dereineTeilderStrass

AderGemeindestrasseist .AufdieseStrassenist es nicht nurmöglih,
dass nebendemBundespolizeiorgandas städtische PolizeiorganFunktio¬
nen ausübt ,ws wäre sogar möglich ,dass der Bund auf diesen Strassen

in dem betreffenden Ort keine besteht ,eindrittesOrganmitdersoferne Bundespolizei
Verkehrsregelungbetraut All das schreit nacheiner gesetzlichenRe
gelung ,zu der aberdie derzeitigeRegierungabsolutnicht zuhaben
ist .Abg .Kanschakfragt ,wasbei dieser Neugegelungherauskommenwird ,
Vonnunanwirddie Strasse voneiner Behördebetreut werden ,diesich

ausschliesslichmitderVerkehrsregelungzubefassenhabenwird ,Wir
wollendassendlicheinmaldie Verkehrsregelungvoneiner Behördever-¬aber

ob dasbenicht daransehenwird ,dieandieStrassedenkt,
treffendeOrganmitgenugRevolvernundGummäknüttelnausgerüstet

ist ( LebhafterWiderspruchbei der E .L .StürmischerBeifall undHände

klatschen bei der Mehrheit ) ,die nicht daran denkt ,wie sie gegendie
BevölkerungKriegführemkann,sonderndarandenkt ,wiesiedieStras-¬
sen in Ordnunghält ( StürmischerBeifall undHändeklatschenbeider

mathematische
hrheit ) ,Der Gedake ,dass maneine Parlamentsmehrheit bildet ,und

dass danndie LandwirtevonTirolundKärnteninderForm
einerParlamentsmehrheitdieStadtWienbeherrschenundihreinen
Landvogthergetzen ,densie nicht will wirdallmählicheinevernünf¬
tige Einschränkung erfahren müssen ( Lebhafter Beifall undHändeklatsche

bei der Mehrheit ) .DieRegierungwirdsich allmählichdochentschlies

sen müssen ,die Verfassungauch in Wienzu achten vor allemden
Sie wird sich vor Augen halten müssenGeist derVerfassung

dasssie einemLandeshauptmannvonSteiermarkoderVorarlbergkeinen
Gendarmeriekommandanten hinsetzen kann ,der in dem Lande nicht beliebt

ist und der sich zu Zweidritteln der Bevölkerung des Landes inWider- ¬
müssenauch

erkennen /dasseseinfachspruchsetztUndsiewirdvielleicht
unmöglichist ,dasLandWienmit seinen2 MillionenEinwohnernschlech
ter zu behandeln ,als das Land Voraxtberg ( Stürmischer Beifall und

Händeklatschenbei der Mehrheit ) .DieRegienungwirdallmählicherkennenregiortin Oesterreich
dass nicht ein russircher Zar ,der einen Stadthalter mit Ma
schinengewehren und Knütteln hersetzen kann am die Stadt Wien zu be

herrschen,sonderndasswirineinemBundesstaßt ,ineinerdemokra¬
tischen Republikleben ,in der die RechtederStadt geachtet
werdenmüssen .DerLandtagvonWienwird seinen Wegfortsetzen ,nicht

BeharrlichkeitmitvielAufregung ,sondernmitruhiger „ Schrittfür
Schritt ,wieesnotwendigist .AllenMaschinengewehren,allenGummiknüt¬
teln ,allem Vögten die manüber uns setzen will ,setzen wirentgegen

dasRechtdesVolkesvonWienauf seineVerwaltung( StürmischerBeifall
undHändeklatschenbeiderMehkheit).

AbgeordneterDreWagnernimmtausführlichzu derGesetesvorä
lage Stellung .Die Vorlageist nur IhremHass gegendieBundespolize
und Ihrer gekränktenEitelkeit entsprungen .Sie wollen damit derBun- ¬
despolizeieinesaufsZeugflicken ,wieauchder Landeshauptmannsich
heute bemüssigt gesehen hat ,sich in einer abfälligen Weise über ei¬

nenehrenwertenBeamtender Republikzu äussen .( Beifallbeider
Partei der EeLe ,Entrüstung bei derMehrheit .

Die Zeit ,in der die Bundesverfassunggeschaffen wurde ,war
für sie eine schlechte Zeit ,deshalb ist aus der Verfassung das ge¬

worden ,was sie ist ,nach demUrteil des Wiener Landeshauptmannesein

MachwerkDer Landeshaupzmannhat versucht ,die Bundesregierungins
Unrechtzu setzen ,obwohldiese schonvor Jahresfrist demNational¬
rat eine Vorlage über die Regelung der Strassenpolizei hatzu - ¬
kommenlassen ,die die vernünftige Bestimmungenthält ,wennfür die

DurchführungderAgendenderStrassenpolizeischonOrganebestehen,
keine zweiten Organe dazu verwendet werden .Das Problem der Strassen - ¬

polizei ist auchdurchdie EntscheidungdesVerfassungsgerichtshofes
nicht erledigt ,denn dieser hat nur ein Negativumausgesprochen .Auch
die Wiener Bevölkerung wird die Errichtiung einer städtischen

Verkehrspolizei nicht begreifen .Die Bundesregierung war schon vor
Monatenbereit ,das Bundesgesetzzu regeln ,aber Sie nicht .DieQuelle
unserer Verlegenheit ist und Bleibt der schlechte Zustandunserer
VerfassungEs ist daher höchste Zeit ,eine Kommission einzusetzen ,die

sich mit der Reform der Verfassung beschäftigt .DerLandeshauptmann

hat verschiedene Verkehrsmisstände der Verkehrspolizei des"Stadt - ¬
vogtes "KritisiertEs würdedahernaheliegen ,dass Sie alle dieseMis-¬
stände abstellen ,vielleicht eine andere Verkehrsregelung einführen
wollen . DieBundespolizei neben der städtischen Verkehrspolizei ,das

wird unglaubliche Folgen ,eine Reihe von Doppelkompetenzen habenDes - ¬

halb schliessen wir uns auch der schärfsten Ablehnung der Gesetzes¬
vorlage an ,aus grundsätzlichen uns aus Zweckmässigkeitsgründen ,wie

Sie es auch niemanden werden verstänlich machen können ,dass Wien

eine eigene städtischen Verkehrspolizei braucht Schliesslich stellt
Abgeordneter Wagnerden Antrag ,dass der Absatz 5 des Paragrahp4
der Vorlage ,damit die Befehlsgewalt des Heeres nicht eingeschränkt

werde ,zulautenhabe:
Geschlossene Verbände des Bundesheeres ,der Bundespoli

zei ,anderer behördlicher Wachekörperdürfen nicht ,Leichenzüge ,Pro¬
zessionenundsonstige Aufzügedürfen ,solangesie nicht aufWeisung
der Organe der Strassenaufsicht unterbrochen werden ,nicht gekreuzt

werden .
In seinemSchlussworterwidert AbgeordneterLinder

auf den Antrag des Abgeordneten Dr .Wagner ,dass die im Gesetz vor - ¬
geseheneBestimmungaus der Fahr - undGehordnungwörtlichübernommen
wordenist .

DerAntragDr .WagnerswurdeabgelehntunddasGesetz
in erster und zweiter Lesungbeschlossen .

Präsident Dr . Dannebergschliesst um 18 Uhr die Sit - ¬

uung .DienächsteSitzungdes WienerLandtageswirdschriftlichein¬
berufen werden .

- - - . .
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